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Haußmann: Lucha vergibt einmal mehr die Chance, ein wirklich
modernisiertes Gesetz für die Pflege auf den Weg zu bringen

Gesetzesänderung zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen sowie das Wohn-, Teilhabe- und
Pflegegesetz sind nur kleine Impulse.

In der Beratung der Gesetzesänderung des Landesgesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen (Landes-Behindertengleichstellungsgesetz – L-BGG) sagt Jochen Haußmann,
gesundheitspolitischer Sprecher der FDP/DVP-Fraktion:

„Das L-BGG enthält sinnvolle und wichtige Ergänzungen. Teilhabe ist ein Menschenrecht für alle und
muss umfassend ermöglicht werden. So ist es selbstverständlich, dass Menschen mit Behinderungen von
einem zertifizierten Assistenzhund beim Zutritt öffentlicher Stellen begleitet werden. Dies gilt auch für die
barrierefreie Gestaltung der Internet- und Intranetseiten sowie mobiler Anwendungen öffentlicher
Stellen. Es braucht allerdings bei der Überwachungsstelle der Deutschen Rentenversicherung für
Ausnahmen noch exaktere Regelung. Unterstützung beim Thema Barrierefreiheit in Baden-Württemberg
ist gut, aber es stellt sich schon die Frage, ob das Kompetenzzentrum Barrierefreiheit im
Sozialministerium richtig angesiedelt ist.

Viel mehr Impulse hätten wir uns bei den Änderungen zum Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz
gewünscht. Minister Lucha vergibt hier einmal mehr die Chance, dieses Gesetz so zu modernisieren, dass
wir in Baden-Württemberg insbesondere bei ambulant betreuten Wohngemeinschaften und innovativen
Wohnformen mehr Möglichkeiten eröffnen. Gerade die aktuelle Situation in der Pflege sorgt für einen
enormen politischen Handlungsdruck, vor allem im Ordnungsrecht trägt das Land hier viel Verantwortung
und bietet viele Möglichkeiten. Beispielsweise ist es nicht nachvollziehbar, weshalb eine ambulant
betreute Wohnform nicht unter dem Dach einer stationären Einrichtung sein darf bzw. mehr als zwei
Wohngemeinschaften des gleichen Anbieters in unmittelbarer räumlicher Nähe verboten sind. Bereits
seit 2018 haben wir in einem Gesetzentwurf vorgeschlagen, die Doppelprüfungen durch Heimaufsicht
und Medizinischen Dienst zu bündeln und so die Pflege von Bürokratie zu entlasten. Und bei der
Erprobungsregelung hatten wir eine unkomplizierte Lösung vorgeschlagen.

Es ist sehr bedauerlich, dass es Minister Lucha unterlässt, mit einem modernen Wohn-, Teilhabe- und
Pflegegesetz die aktuellen Herausforderungen aufzugreifen. Die vorliegenden Gesetzesänderungen ist
leider nur ein ganz kleiner Schritt – ein viel zu kleiner Schritt für die Pflege in Baden-Württemberg.“
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